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Stadt Schwentinental 
Der Bürgermeister 

 
 
Beratung erfolgt voraussichtlich: 
 

Beratungsart: X öffentlich  nicht öffentlich 
 

Beschlussvorlage Nr.: 114d/2020 Datum: 21.10.2020 
 
Beratungsfolge: 

Nr. - Stadtvertretung/ Fachausschuss  Sitzungstag 

1  Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales  

2  Ausschuss für Schule, Kultur, Paten- und Partnerschaften  

3  Ausschuss für Umwelt, Verkehr, öff. Sicherheit u. Kleingartenwesen  

4 X Ausschuss für Bauwesen 02.11.2020 

5  Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Finanzen  

6 X Hauptausschuss 12.11.2020 

7 X Stadtvertretung 19.11.2020 

 
 
Schluss- und Mitzeichnungen: 

 
 

gez. Th. Haß 

 
 

gez. Hansen 

 
 

gez. i.V. Finkeldey 

 
 

gez. Schröter 

stellv. Bürgermeister Büroleitung Amtsleiter/in Sachbearbeiter/in 

 
1. TOP:  
Erlass einer Stellplatzsatzung für die Stadt Schwentinental; 
Hier: Änderung des Satzungsentwurfes 
 
Anlage: Satzungsentwurf 
 
2. Sachverhalt und Problemdarstellung:  

Mit Beschlussvorlagen 114/2020, 114b/2020 und 114c/2020 wurde über den Erlass einer Stell-
platzsatzung beraten. 
 
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN hat der Hauptausschuss in seiner Sitzung am 
19.10.2020 die Aufnahme einer dynamischen Anpassung der Ablösebeträge in Betracht gezogen. 
Die Verwaltung wurde beauftragt, einen geeigneten Index für die dynamische Anpassung zu ermit-
teln. 
 
Der vorliegende Fraktionsantrag schlägt den Rückgriff auf den „Preisindex für Außenanlagen für 
Wohngebäude“ vor. 
 
Die vom Statistischen Bundesamt ermittelten Indizes für Bauleistungspreise stellen die Entwick-
lung der Preise für den konventionell gefertigten Neubau ausgewählter Bauwerksarten des Hoch- 
und Ingenieurbaus sowie für Instandhaltungsmaßnahmen an Wohngebäuden dar (Quelle: Statisti-
sches Bundesamt, „Preisindizes für die Bauwirtschaft“, Fachserie 17 Reihe 4, Ausgabe Februar 
2020). Im Rahmen der Indexermittlungen wird auch ein Preisindex für Außenanlagen von Wohn-
gebäuden berechnet. 
 
Zu den Außenanlagen gehören gemäß Kostengruppe 500 der regelmäßig herangezogenen 
DIN 276 – Kosten im Hochbau - auch Stellplätze.  
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Der oben genannte Index bildet nach Auffassung der Verwaltung die Preisentwicklung für die Her-
stellung von Stellplätzen somit sachgerecht ab. Der Index wird beispielsweise auch von der Stadt 
Flensburg für diesen Zweck angewandt. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, die Ablösebeträge nach dem vom Statistischen Bundesamt ermittel-
ten „Preisindex für Außenanlagen für Wohngebäude“ anzupassen. Der Index ist auf der Homepa-
ge des Statistischen Bundesamtes (www.destatis.de) kostenfrei unter dem Titel „Fachserie 17 
Reihe 4“ (PDF-Datei) sowie in verschiedenen Tabellenformaten abrufbar. 
 
 
Die Stellplatzsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft (§ 11). Sie ent-
faltet lediglich Wirkung für zukünftige Vorhaben. Eine nachträgliche Pflicht zur Herstellung von 
Stellplätzen wird mit der Satzung nicht begründet. 
 
 
 
3. Lösungsvorschlag 
Siehe Beschlussvorschlag 
 
4. Haushaltsrechtliche Auswirkungen: 
Mit dem Erlass der Satzung sind keine unmittelbaren haushaltsrechtlichen Auswirkungen verbun-
den. 
 
5. Beschlussempfehlung: 
Es wird beschlossen, für die Stadt Schwentinental eine Stellplatzsatzung zu erlassen. Die Verwal-
tung wird beauftragt die Satzung in der vorliegenden Fassung auszufertigen und in Kraft zu setzen. 
 
 
 
Abstimmung: 

Dafür: Dagegen: Enthaltungen: Kenntnis genommen: Vertagung: Keine Abstimmung: 

      

 
  



 3 

Anlage zur Beschlussvorlage 114d/2020: 
Stellplatzsatzung für die Stadt Schwentinental (Entwurf) 
 
 

Satzung 
 

über die Herstellung von notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 
sowie Abstellanlagen für Fahrräder in der Stadt Schwentinental 

(Stellplatzsatzung) 
 
Auf Grundlage des § 84 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 50 Abs. 1 und 3 der Landesbauordnung 
für das Land Schleswig-Holstein (LBO)1 i.V.m. § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO)2, jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung, hat die Stadt Schwentinental nach Beschlussfas-
sung durch die Stadtvertretung vom 22. Oktober 2020 folgende Satzung erlassen: 
 
Inhalt: 
 
§ 1 Sachlicher und örtlicher Anwendungsbereich ........................................................................ 3 

§ 2 Begriffe ................................................................................................................................. 4 

§ 3 Herstellungspflicht ................................................................................................................. 4 

§ 4 Anzahl der notwendigen Stellplätze/ Fahrradabstellplätze .................................................... 4 

§ 5 Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch Herstellung .......................................................... 4 

§ 6 Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch Ablösung ............................................................. 5 

§ 7 Dynamisierung der Ablösebeträge ........................................................................................ 5 

§ 8 Beschaffenheit der notwendigen Stellplätze/ Fahrradabstellplätze ........................................ 5 

§ 9 Abweichung/Minderung des Stellplatzbedarfes ..................................................................... 6 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten ......................................................................................................... 7 

§ 11 Inkrafttreten ......................................................................................................................... 7 

 
 
 
§ 1 Sachlicher und örtlicher Anwendungsbereich 
 

(1) Diese Satzung regelt gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 8 LBO die Zahl und Beschaffenheit der notwendi-
gen Stellplätze oder Garagen sowie Abstellanlagen für Fahrräder (§ 50 Abs. 1 LBO), die unter 
Berücksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Bedürfnisse des ruhenden 
Verkehrs und der Erschließung durch Einrichtungen des öffentlichen Personennahverkehrs für 
Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen und 
Fahrrädern zu erwarten ist, einschließlich des Mehrbedarfs bei Änderungen und Nutzungsände-
rungen der Anlagen sowie die Ablösung der Herstellungspflicht und die Höhe der Ablösebeträ-
ge. 

 

(2) Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Schwentinental. 
 

(3) Soweit in Bebauungsplänen und sonstigen Satzungen sowie in städtebaulichen Verträgen Re-
gelungen im Sinne des § 1 Abs. 1 getroffen wurden, genießen diese Vorrang vor den Bestim-
mungen dieser Satzung. 

 
  

                                            
1
 Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 2009  

(Fundstelle: Gesetz- und Verordnungsblatt 2009 für das Land Schleswig-Holstein, Seite 6) 
2
 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung vom 28. Februar 2003  

(Fundstelle: Gesetz- und Verordnungsblatt 2003 für das Land Schleswig-Holstein, Seite 57) 
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§ 2 Begriffe 
 

(1) Im Sinne dieser Satzung sind 
 

a) „Stellplätze“: Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen Ver-
kehrsflächen dienen. Hierzu gehören auch Garagen und Carports. 

 

b) „Fahrradabstellplätze“: Fahrradabstellräume, Fahrradgaragen und sonstige Abstellflächen für 
Fahrräder außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen. 

 

c) „Stellplatzverpflichtung“: Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen und Fahrradabstell-
plätzen. 

 
 
§ 3 Herstellungspflicht 
 

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr zu erwarten 
ist, dürfen nur errichtet werden, wenn Stellplätze oder Garagen in ausreichender Größe und in 
geeigneter Beschaffenheit (notwendige Stellplätze oder Garagen) sowie Abstellanlagen für 
Fahrräder hergestellt werden. Ihre Anzahl und Größe richtet sich nach Art und Anzahl der tat-
sächlich vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder der ständigen Benut-
zer*innen und Besucher*innen der Anlagen (§ 50 Abs. 1 LBO). 

 

(2) Änderungen der unter Abs. 1 genannten Anlagen sind nur zulässig, wenn Stellplätze oder Ga-
ragen sowie Abstellanlagen für Fahrräder in solcher Anzahl und Größe hergestellt werden, dass 
sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufneh-
men können (§ 50 Abs. 2 LBO). 

 
 
§ 4 Anzahl der notwendigen Stellplätze/ Fahrradabstellplätze 
 

(1) Die Anzahl notwendiger Stellplätze und Fahrradabstellplätze bestimmt sich nach der Anlage 1 
(Richtzahlen). Ergeben sich bei der Anwendung der Anlage 1 Dezimalstellen, werden diese ab- 
(<0,5) bzw. aufgerundet (≥0,5). 

 

(2) Für bauliche oder sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 1 nicht aufgeführt ist, rich-
tet sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem voraussicht-
lichen tatsächlichen Bedarf. Dabei sind die in der Anlage 1 für vergleichbare Nutzungen be-
stimmten Richtzahlen heranzuziehen. 

 

(3) Bei Anlagen mit verschiedenen Nutzungen sind die Richtzahlen für jede Nutzungsart einzeln zu 
ermitteln und aufzusummieren. Bei Anlagen mit Mehrfachnutzung bemisst sich die Anzahl der 
notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, 
wenn die wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. 

 

(4) Soweit wegen der konkreten Art der Nutzung ein Verkehr mit Lastkraftwagen und/oder Bussen 
zu erwarten ist, sind zusätzlich Stellplätze für Lastkraftwagen und/oder Busse in ausreichender 
Größe und geeigneter Beschaffenheit herzustellen. Die Regelungen für PKW-Stellplätze gelten 
für diese Stellplätze sinngemäß. 

 
 
§ 5 Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch Herstellung 
 

(1) Die Stellplätze sowie Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück herzustellen. Stellplätze 
dürfen auch in zumutbarer Entfernung vom Baugrundstück, Fahrradabstellplätze in unmittelba-
rer Nähe auf einem geeigneten Grundstück hergestellt werden, dessen Benutzung für diesen 
Zweck öffentlich-rechtlich gesichert wird. 

 

(2) Zumutbar ist eine fußläufige Entfernung zum Baugrundstück von maximal 500 m, bei Woh-
nungsbauvorhaben von maximal 300 m. Unmittelbar ist die Entfernung von maximal 100 m. Die 
öffentlich-rechtliche Sicherung ist im Rahmen des Bauantragsverfahrens bzw. mit den Bauvor-
lagen zur Genehmigungsfreistellung nachzuweisen. 

 

(3) Notwendige Stellplätze und Fahrradabstellplätze sollen mit der Fertigstellung hergestellt sein. 
Sie müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme der Anlage hergestellt sein. 
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§ 6 Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch Ablösung 
 

(1) Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze und Fahrradabstellplätze kann mit 
Einverständnis der Stadt Schwentinental durch Zahlung eines Geldbetrages (Ablösebetrag) er-
füllt werden. 

 

(2) Die Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch Ablösung kommt insbesondere aus verkehrlichen 
oder städtebaulichen Gründen in Betracht, z.B. wenn die Stellplatzverpflichtung aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten erfüllt werden 
kann. Allein wirtschaftliche Gründe sind nicht ausreichend. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht. 

 

(3) Der Antrag auf Ablösung ist spätestens im Rahmen des Bauantragsverfahrens unter Vorlage 
des Stellplatznachweises einzureichen. Mit der Stadt Schwentinental ist ein Ablösevertrag zu 
schließen. Im Fall einer Genehmigungsfreistellung ist der abgeschlossene Ablösevertrag mit 
den Bauvorlagen zur Genehmigungsfreistellung einzureichen. 

 

(4) Die Höhe des Ablösebetrages beträgt 
 

 a)  für Stellplätze: 
 

 Zone A: 9.000,00 € je notwendigem Stellplatz 
 Übriges Stadtgebiet: 7.000,00 € je notwendigem Stellplatz 
 

 b)  für Fahrradabstellplätze: 
 

 Zone A: 500,00 € je notwendigem Stellplatz 
 Übriges Stadtgebiet: 350,00 € je notwendigem Stellplatz 
 

 Die Zone A umfasst die baulich verdichteten Bereiche in der Stadt Schwentinental. Ein Über-
sichtsplan über die Abgrenzung liegt dieser Satzung als Anlage 2 bei. Sofern eine Zuordnung 
auf Grundlage der Anlage nicht eindeutig möglich ist, findet der Ablösebetrag für das übrige 
Stadtgebiet Anwendung. 

 

(5) Ablösebeträge werden ausschließlich zur Herstellung zusätzlicher öffentlicher Parkeinrichtun-
gen oder zusätzlicher privater Stellplätze und Stellplatzanlagen, zur Modernisierung und In-
standhaltung öffentlicher Parkeinrichtungen oder zur Herstellung und Modernisierung baulicher 
Anlagen sowie anderer Anlagen und Einrichtungen für den öffentlichen Personennahverkehr 
und für den Fahrradverkehr, die den Bedarf an Parkeinrichtungen verringern, verwendet. 

 
 
§ 7 Dynamisierung der Ablösebeträge 
 

(1) Die Ablösebeträge gemäß § 6 sind auf Grundlage der Herstellungskosten des Basisjahres 2020 
fixiert worden und werden nach dem vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten „Preisindex 
für Außenanlagen für Wohngebäude“ (Statistisches Bundesamt, www.destatis.de, „Preisindizes 
für die Bauwirtschaft“, Fachserie 17 Reihe 4) jährlich zum 01.03., spätestens mit Veröffentli-
chung des genannten Indexes, wie folgt fortgeschrieben: 

 

AblösebetragX = Ablösebetrag2020 * Indexwert(x-1)/ Indexwert2020 
 

(2) Die dynamisierten Beträge werden auf der Homepage der Stadt (www.schwentinental.de) be-
kannt gemacht. Maßgeblich für die Ermittlung des Ablösebetrages ist der Beginn des Verwal-
tungsverfahrens (i.d.R. Eingangsdatum des Antrags).  

 
 
§ 8 Beschaffenheit der notwendigen Stellplätze/ Fahrradabstellplätze 
 

(3) Stellplätze sowie Fahrradabstellplätze für Besucher*innen müssen vom öffentlichen Straßen-
raum aus erkennbar oder ausgeschildert sein sowie zu den notwendigen Öffnungs- und Benut-
zungszeiten frei zugänglich sein. 

 

(4) Für die Beschaffenheit von Stellplätzen sind die aktuell gültigen Vorschriften und Normen her-
anzuziehen, insbesondere die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) so-

http://www.destatis.de/
http://www.schwentinental.de/
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wie die Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Garagen (Garagenverordnung – Gar-
VO). 

 

 Für je 30 notwendige Stellplätze ist ein Stellplatz für Menschen mit Behinderung nachzuweisen 
und entsprechend zu kennzeichnen. Wird die Anlage erfahrungsgemäß von einer größeren An-
zahl von Menschen mit Behinderungen besucht, ist die Anzahl dieser Stellplätze unter Berück-
sichtigung der besonderen Art der Anlage zu erhöhen. 

 

(5) Notwendige Fahrradabstellplätze sind soweit möglich in unmittelbarer Nähe des Eingangsberei-
ches herzustellen. Sie müssen von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig, über fahr-
radgerechte Aufzüge oder über Schieberampen verkehrssicher und leicht erreichbar sein. 
Durch ausreichende Beleuchtung und Einsehbarkeit soll eine soziale Kontrolle der Fahrradab-
stellplätze ermöglicht werden. 

 

Notwendige Fahrradabstellplätze müssen 
 

 a) unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Größe und notwendigen Manövrierfläche ein-
zeln leicht zugänglich sein, 
b) eine Fläche von mindestens 1,5 m² (ohne Zuwegung) haben und 

 c) dem Fahrrad einen sicheren Stand sowie eine Diebstahl-/Sicherungsmöglichkeit für den 
Fahrradrahmen gewährleisten. 

 

Im Regelfall sollen Anlehnbügel verwendet werden. Diese sind bei beidseitiger Nutzung im Ab-
stand von mindestens 1,00 m zueinander anzuordnen, bei einseitiger Nutzung ist ein Abstand von 
0,60 m ausreichend. 
 

Für abgeschlossene Abstellräume mit begrenztem Nutzerkreis gelten die Anforderungen des 
Buchstaben c) nicht. 
 

Bei Abstellanlagen mit 10 oder mehr Fahrradabstellplätzen muss mindestens jeder 10. notwendige 
Fahrradabstellplatz außerdem durch eine zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 m² zum Abstellen 
von Lasten- oder Kinderanhängern oder für Lastenfahrräder geeignet sein. 
 
 
§ 9 Abweichung/Minderung des Stellplatzbedarfes 
 

(1) Aus städtebaulichen oder verkehrlichen Gründen oder zur Förderung des Umwelt- bzw. Klima-
schutzes können im Einzelfall Abweichungen von den Bestimmungen dieser Satzung, insbe-
sondere von der Anzahl der notwendigen Stellplätze nach § 4, durch die untere Bauaufsichts-
behörde im Einvernehmen mit der Stadt Schwentinental zugelassen werden. 

 

(2) Es kann insbesondere dann ganz oder teilweise auf die Herstellung notwendiger Stellplätze 
bzw. auf die Zahlung eines Ablösebetrages verzichtet werden, wenn 

 

 a) in der näheren Umgebung des Baugrundstückes ein Überangebot an Stellplätzen vorhanden 
ist. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn Stellplätze für verschiedene Vorhaben mehrfach ge-
nutzt werden können. Die Nutzungszeiten dürfen sich jedoch nicht überschneiden und die Zu-
ordnung muss öffentlich-rechtlich gesichert sein. 

 

 b) die Herstellung der notwendigen Anzahl an Stellplätzen im Rahmen baurechtlich zulässiger 
Grundstücksnutzung ausgeschlossen und der Bau einer Tiefgarage nicht möglich ist. 

 

 c) dem Vorhaben ein Konzept zur bewussten Vermeidung des motorisierten Individualverkehrs 
zugrunde liegt. Hier sind unterschiedliche, miteinander kombinierbare Ansätze denkbar, die die 
Parkraumnachfrage für Kraftfahrzeuge mindern, z.B. die Errichtung von gesondert ausgewiese-
nen Stellplätzen für Carsharing-Fahrzeug mit einer entsprechenden Ladeinfrastruktur für Elekt-
rofahrzeuge sowie die Herstellung umfangreicher und besonders gut ausgestatteter und zu be-
dienender Fahrradabstellanlagen. 

 

 d) es sich um ein Vorhaben handelt, dass die Schaffung oder Erneuerung bezahlbaren, ener-
gieeffizienten Dauerwohnraums nach den landesrechtlichen Vorschriften zur sozialen Wohn-
raumförderung darstellt. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass in einem Radius von 300 m 
die zeitlich unbeschränkten öffentlichen Parkraumkapazitäten nach objektiven Gesichtspunkten 
ausreichend sind. 

 

(3) Besucherstellplätze sowie Stellplätze für Menschen mit Behinderungen werden von der Mög-
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lichkeit der Minderung des Stellplatzbedarfes nicht erfasst. Das Gleiche gilt für die Herstellung 
von Fahrradabstellplätzen. 

 
 
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 82 Abs. 1 LBO handelt, wer 
 

 a) notwendige Stellplätze und/oder Fahrradabstellplätze entgegen § 3 dieser Satzung nicht in 
ausreichender Anzahl oder Qualität herstellt (§ 5) oder ablöst (§ 6), 

 

 b) notwendige Stellplätze und/oder Fahrradabstellplätze nicht in der geforderten Beschaffenheit 
gemäß § 8 herstellt oder nutzt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € geahndet werden. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Schwentinental, den                          2020 
 
Stadt Schwentinental 
Der Bürgermeister 
 
  Thomas Haß 
(Bürgermeister) 
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Anlage 1 zur Stellplatzsatzung der Stadt Schwentinental 
Richtzahlen gemäß § 4 
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Anlage 2 zur Stellplatzsatzung der Stadt Schwentinental 
Abgrenzung Zonen gemäß § 6 
 
Aus technischen Gründen stark verkleinert dargestellt (Original in DIN A3) 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


